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355. Öffentliche Bekanntgabe gem. § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 24.02.2010 - in der zurzeit gültigen Fas-
sung - des Ergebnisses der Vorprüfung des Einzelfalls nach § 7 UVPG 

 
 

Vollzug des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
- Feststellung der UVP-Pflicht - 

 
Die Stadt Rheine hat die Erteilung einer Plangenehmigung zum Ausbau eines Gewässers nach 
§ 68 Absatz 2Wasserhaushaltsgesetz (WHG) für die Herstellung eines Biotop-Teiches auf dem 
Grundstück Gemarkung Rheine-Mesum, Flur 23, Flurstücke 213 u. 371 (teilweise), beantragt. 
 
Dieses Vorhaben fällt in den Anwendungsbereich des UVPG so dass ein Vorprüfungsverfahren 
zur Feststellung des Erfordernisses einer Umweltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 6 - 14 
UVPG durchgeführt wurde. 
 
Nach Auswertung der Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange und Prüfung der vorge-
legten Daten und Antragsunterlagen wurde im Rahmen der Vorprüfung unter Berücksichtigung 
der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien festgestellt, dass für dieses Vorhaben die Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist.  
 
Nach § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar. 
 
Tecklenburg, 18.10.2024      Kreis Steinfurt  
         Der Landrat 
          - Umweltamt - 
         Im Auftrag 
                                                                                      gez. 
 
         Dr. Winters 
         Amtsleiter 
         
         Kreis Steinfurt 59/2024/355 
 
 
 
 

356. Öffentliche Bekanntmachung eines immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungsbescheides gemäß § 10 Abs. 7 und 8 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) i.V.m. § 21a der Neunten Verordnung zur Durch-
führung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes - Verordnung über das Ge-
nehmigungsverfahren (9. BImSchV) 
 
 
Der Kreis Steinfurt, Tecklenburger Str. 10, 48565 Steinfurt hat für die Arthur GmbH, Quantwick 15, 

48683 Ahaus mit Datum vom 23.09.2024 eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung mit fol-
gendem verfügenden Teil erteilt: 
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„Hiermit wird der Arthur GmbH gemäß §§ 16b i.V.m. § 19 des Bundes-Immissionsschutzgesetz-
tes (BImSchG) sowie i.V.m. § 6 des Gesetzes zur Festlegung von Flächenbedarfen für Wind-
energieanlagen an Land -WindBG- und i.V.m. der Nr.1.6.2 des Anhangs 1 der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) die Genehmigung zur Modernisierung 
(Repowering) von zwei Bestandsanlagen durch Errichtung und Betrieb einer neuen Windener-
gieanlage (WEA) erteilt. 
 
Die Arthur GmbH wird im Zuge der Modernisierung eine Windenergieanlage ENERCON vom 
Typ E-138 EP3 E3 mit einer Leistung von 4.260 kW, einer Nabenhöhe von 130,64 m und einem 
Rotordurchmesser von 138,25 m errichten und betreiben. Gleichzeitig werden mit dem Vorha-
ben zwei WEA des Typs NEG-Micon mit einer Gesamtnennleistung von 2.000 kW zurückge-
baut.  
 
Die rückzubauenden WEA wurden baurechtlich durch das Bauaufsichtsamt des Kreises Stein-
furt wie folgt genehmigt: 

Anlage Aktenzeichen 
Genehmigungs-
datum 

Standort (Gemarkung, 
Flur, Flurstück) 

NEG Micon 63-780-10024.2001 26.11.2001 
Westerkappeln, Flur 132, 
Flurstück 238 

NEG Micon 63-770-13200.2000 23.11.2001 
Gemarkung Ledde, Flur 1, 
Flurstück 75 

 
Die ENERCON E-138 EP3 E3 darf auf dem Grundstück in 49492 Westerkappeln, Gemarkung 
Westerkappeln, Flur 132, Flurstück 238 errichtet und betrieben werden. 
 
Die gemäß § 14 Abs.1 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) erforderliche Zustimmung der Be-
zirksregierung Münster wurde mit Schreiben vom 31.10.2023; Az.: 26.01.01.07 Nr. 238-23 er-
teilt. 
Die WEA ist entsprechend den geprüften, mit Anlagestempel gekennzeichneten Antragsunter-
lagen zu errichten und zu betreiben, soweit in den nachfolgenden Nebenbestimmungen nichts 
anderes bestimmt ist. 
Die Antragsunterlagen sind Bestandteil dieser Genehmigung.“ 
 
Der Genehmigungsbescheid ist unter Aufnahme von Nebenbestimmungen und Hinweisen zum 
Baurecht, Immissionsschutzrecht, Naturschutz- und Landschaftspflegerecht, Wasserrecht, Bo-
denschutz- und Abfallwirtschaftsrecht, Arbeitsschutzrecht, Forstrecht, der Ingenieurgeologie 
und zum zivilen sowie zum militärischen Luftverkehrsrecht ergangen. 
 
Es ergeht folgende Rechtsmittelbelehrung gegenüber Dritten: 
„Gegen den oben genannten Genehmigungsbescheid können Sie nach Ablauf der Auslegungs-
frist des Genehmigungsbescheides (Ablauf des 18.11.2024) innerhalb eines Monats Wider-
spruch erheben. Der Widerspruch ist beim Kreis Steinfurt, Tecklenburger Straße 10, 48565 
Steinfurt, schriftlich oder mündlich zur Niederschrift einzureichen. Der Widerspruch ist binnen 
eines Monats nach seiner Erhebung zu begründen“. 
Die De-Mail-Adresse lautet: post@kreis-steinfurt.de-mail.de.“ 
 
Diese Bekanntmachung und der Genehmigungsbescheid werden ab dem 04.11.2024 bis zum 
Ablauf des 18.11.2024 auf der Internetadresse https://www.kreis-steinfurt.de/kv_steinfurt/Aktuel-

les/Bekanntmachungen/ elektronisch bekannt gegeben. Über diesen Weg sind die Unterlagen 
elektronisch einsehbar.  
 

https://www.kreis-steinfurt.de/kv_steinfurt/Aktuelles/Bekanntmachungen/
https://www.kreis-steinfurt.de/kv_steinfurt/Aktuelles/Bekanntmachungen/
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Da sich das Vorhaben auch auf den Bereich der Gemeinde Westerkappeln, Stadt Tecklenburg 
und Stadt Ibbenbüren auswirkt, sind die Unterlagen auch über eine Verlinkung auf der Internet-
seite der Gemeinde Westerkappeln, Stadt Tecklenburg und Stadt Ibbenbüren einsehbar.  
 
Sollten Sie über keinen Internetzugang verfügen, wenden Sie sich bitte innerhalb der Ausle-
gungsfrist (04.11.2024 bis zum Ablauf des 18.11.2024) unter den Telefonnummern 02551/ 69-
1459 oder -1413 an den Kreis Steinfurt, um für Sie eine individuelle Lösung bezüglich der Ein-
sichtnahme in den Genehmigungsbescheid und die Unterlagen zu finden. 
 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist (18.11.2024) gilt der Genehmigungsbescheid gemäß § 10 
Abs. 8 Satz 5 BImSchG gegenüber Dritten als zugestellt, sodass die in der o.g. Rechtsmittelbe-
lehrung genannte Widerspruchsfrist (Ablauf des 17.12.2024) in Gang gesetzt wird. 
 
Steinfurt, 21.10.2024       Kreis Steinfurt 
         Der Landrat 
         Umweltamt 
         Az.: 67/3-566.0014/23/1.6.2 

         Im Auftrag  
         Gez. Marcel Schwarte 
 
         Kreis Steinfurt 59/2024/356 
 
 
 
 

357. Öffentliche Bekanntmachung eines immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungsbescheides gemäß § 10 Abs. 7 und 8 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) i.V.m. § 21a der Neunten Verordnung zur Durch-
führung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes - Verordnung über das Ge-
nehmigungsverfahren (9. BImSchV) 
 
 
Der Kreis Steinfurt, Tecklenburger Str. 10, 48565 Steinfurt hat für die Windenergie Catenhorn 
GmbH & Co. KG, Zur Gantenburg 25a, 48432 Rheine mit Datum vom 24.09.2024 eine immissi-
onsschutzrechtliche Genehmigung mit folgendem verfügenden Teil erteilt: 
 
„Hiermit wird der Windenergie Catenhorn GmbH & Co. KG gemäß §§ 4 und 6 i.V.m. § 10 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) sowie i.V.m. § 1 und der Nr. 1.6.2 des Anhangs 
1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) die Genehmigung zur 
Errichtung und zum Betrieb von fünf Windenergieanlagen (WEA) des Typs Vestas V162-7.2 in 
48432 Rheine erteilt. 
Die beantragten WEA dürfen auf dem Grundstück in 48432 Rheine, Gemarkung Rheine links 
der Ems, Flur 32, Flurstück 57 (WEA 1), Flur 31, Flurstücke 13 (WEA 2) und 28 (WEA 3), Flur 
30, Flurstücke 3 (WEA 4) und 13 (WEA 5) errichtet und betrieben werden. 
Die gemäß § 14 Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) erforderliche Zustimmung der Be-
zirksregierung Münster wurde mit Schreiben vom 24.11.2023, Az.: 26.01.01.07 Nr. 259-23 er-
teilt. Die WEA sind entsprechend den geprüften, mit Anlagestempel gekennzeichneten Antrags-
unterlagen zu errichten und zu betreiben, soweit in den nachfolgenden Nebenbestimmungen 
nichts Abweichendes bestimmt ist. 
Die Antragsunterlagen sind Bestandteil dieser Genehmigung.“ 



 

743 
 

 
Der Genehmigungsbescheid ist unter Aufnahme von Nebenbestimmungen und Hinweisen zum 
Baurecht, Immissionsschutzrecht, Naturschutz- und Landschaftspflegerecht, Wasserrecht, Bo-
denschutz- und Abfallwirtschaftsrecht, Arbeitsschutzrecht, Forstrecht, Bodendenkmalschutz 
und zum zivilen sowie zum militärischen Luftverkehrsrecht ergangen. 
 
Es ergeht folgende Rechtsmittelbelehrung gegenüber Dritten: 
„Gegen den oben genannten Genehmigungsbescheid können Sie nach Ablauf der Auslegungs-
frist des Genehmigungsbescheides (Ablauf des 18.11.2024) innerhalb eines Monats Wider-
spruch erheben. Der Widerspruch ist beim Kreis Steinfurt, Tecklenburger Straße 10, 48565 
Steinfurt, schriftlich oder mündlich zur Niederschrift einzureichen. Der Widerspruch ist binnen 
eines Monats nach seiner Erhebung zu begründen“. 
Die De-Mail-Adresse lautet: post@kreis-steinfurt.de-mail.de.“ 
 
Diese Bekanntmachung und der Genehmigungsbescheid werden ab dem 04.11.2024 bis zum 
Ablauf des 18.11.2024 auf der Internetadresse https://www.kreis-steinfurt.de/kv_steinfurt/Aktuel-

les/Bekanntmachungen/ elektronisch bekannt gegeben. Über diesen Weg sind die Unterlagen 
elektronisch einsehbar.  
 
Da sich das Vorhaben auch auf den Bereich der Stadt Rheine und der Gemeinde Neuenkirchen 
auswirkt, sind die Unterlagen auch über eine Verlinkung auf der Internetseite der Stadt Rheine 
und der Gemeinde Neuenkirchen einsehbar.  
 
Sollten Sie über keinen Internetzugang verfügen, wenden Sie sich bitte innerhalb der Ausle-
gungsfrist (04.11.2024 bis zum Ablauf des 18.11.2024) unter den Telefonnummern 02551/ 69-
1459 oder -1413 an den Kreis Steinfurt, um für Sie eine individuelle Lösung bezüglich der Ein-
sichtnahme in den Genehmigungsbescheid und die Unterlagen zu finden. 
 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist (18.11.2024) gilt der Genehmigungsbescheid gemäß § 10 
Abs. 8 Satz 5 BImSchG gegenüber Dritten als zugestellt, sodass die in der o.g. Rechtsmittelbe-
lehrung genannte Widerspruchsfrist (Ablauf des 17.12.2024) in Gang gesetzt wird. 
 
Steinfurt, 21.10.2024       Kreis Steinfurt 
         Der Landrat 
         Umweltamt 
         Az.: 67/3-566.0015/23/1.6.2 

         Im Auftrag  

         Gez. Marcel Schwarte 
 
         Kreis Steinfurt 59/2024/357 
 
 

 
 

358. Öffentliche Bekanntmachung der Sitzung des Naturschutzbeirates am 
06.11.2024 

 
Die nächste Sitzung des Naturschutzbeirates, 14. Sitzung in der XVII. Wahlperiode, findet am  
 

Mittwoch, 06.11.2024 um 15:00 Uhr 

https://www.kreis-steinfurt.de/kv_steinfurt/Aktuelles/Bekanntmachungen/
https://www.kreis-steinfurt.de/kv_steinfurt/Aktuelles/Bekanntmachungen/
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im Kreishaus in Steinfurt - Seminarraum - Raum C179 statt. 
 

Tagesordnung: 

A Öffentliche Sitzung 

 
1. Feststellung der Niederschrift über den öffentlichen Teil der Sitzung vom 

04.09.2024 
  
2. Bericht der Mitglieder zu Fehlentwicklungen in der Landschaft 
  
3. Neubesetzung der Naturschutzwacht ab 2025 

Vorlage: B 197/2024 
  
4. Befreiung gem. § 67 BNatSchG von den Verboten des § 39 LNatSchG für 

den Bebauungsplan Nr. 127 „Vortlager Esch“, Teile gesetzlich geschützter 
Landschaftsbestandteile zu beseitigen. 
Vorlage: B 198/2024 

  
5. Befreiung gem. § 67 BNatSchG von den Verboten des § 39 LNatSchG für 

den Bebauungsplan Nr. 355 „Merschkensheideweg/ Elter Straße, Teile ge-
setzlich geschützter Landschaftsbestandteile zu beseitigen. 
Vorlage: B 199/2024 

  
6. Befreiung gem. § 67 BNatSchG von den Verboten des Landschaftsplans IV 

Emsaue Nord zur Herstellung einer Niederschlagswasser-Einleitungsstelle 
in der Emsuferböschung für die umzubauende Regenentwässerung im Rah-
men des Umbaus des ehemaligen Ems-Einkaufszentrums 
Vorlage: B 142/2024 

  
7. Befreiung gem. § 67 BNatSchG von den Verboten des Landschaftsplans I 

Grevener Sande zur Sanierung und Verbreiterung der K2 inkl. Ersatzneubau 
der Emsbrücke 
Vorlage: B 200/2024 

  
8. Befreiung gem. § 67 BNatSchG von den Verboten des § 39 LNatSchG Teile 

gesetzlich geschützter Landschaftsbestandteile zu beseitigen und dem in 
der NSG-VO „Am Janhaarspool“ festgesetzten Verboten für die Sanierung 
und den Ausbau der K11 in Tecklenburg 
Vorlage: B 201/2024 

  
9. Befreiung gem. § 67 BNatSchG von den Verboten des § 39 LNatSchG für 

das Baugenehmigungsverfahren zur Errichtung einer Freiflächen-Photovol-
taikanlage in Hörstel, Teile gesetzlich geschützter Landschaftsbestandteile 
zu beseitigen 
Vorlage: B 202/2024 

  
10. Informationen 
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11. Anfragen 
 
Steinfurt, 22.10.2024      Kreis Steinfurt 
         Der Landrat 
 
         Kreis Steinfurt 59/2024/358 
 
 
 
 

359. Öffentliche Bekanntgabe gem. § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 24.02.2010 - in der zurzeit gültigen Fas-
sung - des Ergebnisses der Vorprüfung des Einzelfalls nach § 7 UVPG 

 
 

Vollzug des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
- Feststellung der UVP-Pflicht - 

 
Der Verein zur Revitalisierung der Haseauen e. V.  hat die Erteilung einer Plangenehmigung 
zum Ausbau eines Gewässers nach § 68 Absatz 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) für die Um-
gestaltung eines Biotop-Teiches auf dem Grundstück Gemarkung Westerkappeln, Flur 104, 
Flurstück 141, beantragt. 
 
Dieses Vorhaben fällt in den Anwendungsbereich des UVPG so dass ein Vorprüfungsverfah-
ren zur Feststellung des Erfordernisses einer Umweltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 6 
- 14 UVPG durchgeführt wurde. 
 
Nach Auswertung der Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange und Prüfung der vorge-
legten Daten und Antragsunterlagen wurde im Rahmen der Vorprüfung unter Berücksichtigung 
der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien festgestellt, dass für dieses Vorhaben die Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist.  
 
Nach § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar. 
 
Tecklenburg, 18.10.2024      Kreis Steinfurt  
         Der Landrat 
          - Umweltamt - 
         Im Auftrag 
                                                                                      gez. 
 
         Dr. Winters 
         Amtsleiter 
 
         Kreis Steinfurt 59/2024/359 
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360. Ortsübliche Bekanntmachung im Bereich der Gemeinde Saerbeck - An-
kündigung von Baugrunduntersuchungen und Kampfmittelräumarbeiten für 
die Trassenplanung 
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749 
 

 
          
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
         Kreis Steinfurt 59/2024/360 
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361. Bekanntmachung des Entwurfes der Haushaltssatzung des Kreises 
Steinfurt für das Haushaltsjahr 2025 
 
 
I. Der folgende Entwurf der Haushaltssatzung des Kreises Steinfurt für das Haushaltsjahr 

2025 wird am 28.10.2024 dem Kreistag zugeleitet:  
 

Entwurf 
der 

Haushaltssatzung des Kreises Steinfurt 
für das Haushaltsjahr 2025 

 
 

Gem. § 53 Abs. 1 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW S. 646), zuletzt geändert am 05.07.2024 (GV NRW S. 444), in 

Verbindung mit §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert am 05.07.2024 (GV 

NRW S. 444), hat der Kreistag des Kreises Steinfurt mit Beschluss vom ______________ folgende 

Haushaltssatzung erlassen: 
 

 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025, der die für die Erfüllung der Aufgaben des Kreises voraus-

sichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu 

leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird 
 

im Ergebnisplan mit  

dem Gesamtbetrag der Erträge auf  898.727.633 € 

dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 905.227.633 € 
 

 

im Finanzplan mit 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden 

Verwaltungstätigkeit auf 875.274.562 € 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden  

Verwaltungstätigkeit auf 868.819.892 € 

  

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit auf 31.366.921 € 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf 73.859.874 € 

 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf 42.000.000 € 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf 7.401.700 € 

festgesetzt. 
 

 

§ 2 
 

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist, wird auf  

42.000.000 € festgesetzt. 

 
 

 

§ 3 
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(1) Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsauszahlungen 

in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 42.615.000 € festgesetzt. 

 

(2) Gem. § 12 Abs. 2 KomHVO können einzelne Verpflichtungsermächtigungen auch für andere 

Investitionsmaßnahmen innerhalb desselben Budgets in Anspruch genommen werden. 
 

 

§ 4 
 

Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund des voraussichtlichen Ergebnisses im Ergeb-
nisplan wird auf 6.500.000 € festgesetzt. 

 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dürfen, wird 

auf 30.000.000 € festgesetzt. 
 

 

§ 6 
 

(1) Der Hebesatz der von allen Städten und Gemeinden zu zahlenden allgemeinen Kreisumlage wird 

gem. § 56 Abs. 1 KrO NRW auf 34,0 v.H. der für das Haushaltsjahr 2025 geltenden Bemessungs-

grundlagen festgesetzt. 
   

(2) Für 20 Städte und Gemeinden im Kreis Steinfurt ohne eigenes Jugendamt nimmt der Kreis die 

Aufgaben der Jugendhilfe durch sein Kreisjugendamt wahr. Gem. § 56 Abs. 5 KrO NRW wird die 

Mehrbelastung für diese Städte und Gemeinden auf 28,46 v.H. der für das Haushaltsjahr 2025 

geltenden Bemessungsgrundlagen festgesetzt. 

 

(3) Die allgemeine Kreisumlage und die Mehrbelastung sind zum 15. eines jeden Monats jeweils mit 

einem Zwölftel des Gesamtbetrages zu zahlen. Wird die Wertstellung nicht zum Fälligkeitstag 

vorgenommen, werden Verzugszinsen in Höhe von 2 %-Punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 

nach § 247 BGB für die ausstehenden Beträge erhoben. 

 

 

§ 7 
 

Außerhalb von Radwegebau- und kleinen Straßenum- und Straßenausbaumaßnahmen wird die 

Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investitionsmaßnahmen im Teilfinanzplan gem. § 4 Abs. 4 Satz 

2 KomHVO auf 50.000 € (Summe der jährlichen Auszahlungen je Einzelmaßnahme) festgesetzt. 
 

§ 8 
 

Die Erheblichkeitsgrenze für über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen im Sinne des 

§ 83 Abs. 2 GO NRW wird auf 125.000 € für die Aufwendungen und Auszahlungen im Einzelfall festgelegt, 

die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage beruhen. Für alle übrigen über- und außerplanmäßigen 

Aufwendungen und Auszahlungen wird die Wertgrenze auf 25.000 € festgelegt.  

 
Aufgestellt:       Bestätigt: 
 
Steinfurt, 07.10.2024      Steinfurt, 08.10.2024 
gez. Christian Termathe     gez. Dr. Martin Sommer 
(Kreiskämmerer)      (Landrat) 
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II. Der vorstehende Entwurf der Haushaltssatzung des Kreises Steinfurt für das Haushalts-
jahr 2025 wird hiermit gemäß § 54 KrO NRW öffentlich bekannt gemacht. Während der 
Dauer des Beratungsverfahrens wird der Entwurf der Haushaltssatzung mit Anlagen im 
Kreishaus in Steinfurt, Tecklenburger Str. 10, Kämmerei, zur Einsichtnahme verfügbar 
gehalten. Des Weiteren kann der Entwurf der Haushaltssatzung auf der Homepage des 
Kreises Steinfurt (www.kreis-steinfurt.de) eingesehen werden.  
 
Einwohner oder Abgabepflichtige der kreisangehörigen Gemeinden können gem. § 54 
Kreisordnung NRW in der Zeit vom 30.10.2024 bis 12.11.2024 beim Landrat des Kreises 
Steinfurt – Kämmerei –, Tecklenburger Str. 10, 48565 Steinfurt, Einwendungen gegen 
den Entwurf erheben.  

 
Steinfurt, 29.10.2024      Kreis Steinfurt 
         Der Landrat  
         Az. 13/2-01.02.05-01/007 
         gez. Dr. Martin Sommer 
         Landrat 
         Kreis Steinfurt 
 
         Kreis Steinfurt 59/2024/361 
 


